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Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

100 Prozent Ökostrom für Brandenburgs Landesbehörden

Der Landtag stellt fest:

Das Land hat mit seiner Beschaffungspolitik eine bedeutsame Vorbildfunktion für 
Kommunen und die privaten Haushalte. Angesichts des hohen Jahresstromverbrauchs der 
Landesbehörden hat der Stromeinkauf auch große Bedeutung für die Glaubwürdigkeit der 
Klimaschutzpolitik der Landesregierung. Durch den Umstieg auf Ökostrom und die 
Verringerung des Stromverbrauchs könnten die CO2-Emissionen signifikant verringert 
werden.

Der Landtag möge beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert,

 in der nächsten anstehenden Ausschreibung der Stromlieferung für alle 
Landesbehörden in Brandenburg durch den Brandenburgischen Landesbetrieb für 
Liegenschaften und Bauen die Vorgabe zu integrieren, dass 100 Prozent der 
Gesamtlieferung aus  Erneuerbaren Energiequellen zu erfolgen hat.

 die aktuellen Stromlieferverträge durch den Brandenburgischen Landesbetrieb für 
Liegenschaften und Bauen fristgerecht bis Ende 2011 zu kündigen, so dass die 
Stromlieferverträge zum Jahresende 2012 auslaufen. 

Begründung:

Dass Behörden problemlos zu Ökostromanbietern wechseln können, zeigen 
beispielsweise das Bundesumweltministerium und dessen nachgeordneten Behörden. 
Das Bundesumweltministerium stellt auf seinen Internetseiten auch ausführliche 
Arbeitshilfen zu Ausschreibungsverfahren für Ökostrom zur Verfügung 
(www.bmu.de/energieeffizienz/downloads/doc/37939.php).
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Auch die Europäische Kommission steht dem Umstieg von Behörden auf Ökostrom positiv 
gegenüber; in der Veröffentlichung „Umweltorientierte Beschaffung!“ heißt es „Würden alle 
staatlichen Stellen in der EU auf Ökostrom umstellen, würde dadurch 60 Mio. t CO2 
eingespart, was 18 % der von der EU im Rahmen des Kyoto-Protokolls eingegangenen 
Verpflichtungen zur Verringerung der Treibhausgasemissionen entspricht.“
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